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Frühjahrsoffensive

Zeitgleich mit dem Umzug aus einem 
Provisorium in die neue Zentrale in War-
schau kündigt die EU-Grenzschutzagen-
tur FRONTEX eine „Frühjahrsoffensive“ 
an.1 Die Initiative geht wesentlich auf 
Wolfgang Schäuble im Rahmen der EU-
Ratspräsidentschaft und den zuständigen 
EU-Kommissar Franco Frattini zurück, die 
Ende Januar die Innenminister der Mit-
gliedsstaaten schriftlich aufforderten, der 
Agentur Material und Personal zur Verfü-
gung zu stellen. Hubschrauber, Boote und 
Einheiten der nationalen Grenzpolizeien 
und Gendarmerien sollen in eine „Tool-
box“ aufgenommen werden und bei Bedarf 
in einzelnen Mitgliedsstaaten als schnelle 
Eingreiftruppe (Rabit, Rapid Border Inter-
vention Teams) zum Einsatz kommen. Die 
„Toolbox“ umfasst dabei auch militärisches 
Material.2 

Als großes Novum wird angekündigt, 
dass auch die Polizisten und Paramilitärs 
aus dem Ausland im Einsatzland polizei-
liche Funktionen, also exekutive Mandate 
wahrnehmen können (Kontrollen, Befra-
gungen, Verhaftungen). Grundlagen hier-
für wären im Rahmen der WM 2006 in 
Deutschland geschaffen worden. Seit dem 
5.4.2007 werden Grenzschutzbeamte aus 
mehreren EU-Staaten in Kooperation mit 
FRONTEX an der Akademie der Bun-
despolizei in Lübeck für gemeinsame Aus-
landseinsätze ausgebildet, seit 1999 wurden 
hier bereits marokkanische Polizeieinheiten 
trainiert.3 Bereits Mitte Februar fand in 
Berlin ein Kongress mit Vertretern der Poli-
zei, Rüstungsunternehmen und FRON-
TEX statt, auf dem neue Technologien im 
Kampf gegen illegalisierte Migrationen vor-
gestellt wurden.4 

Jedoch waren bereits im vergangenen Jahr 
im Rahmen der FRONTEX-Operationen 
„Hera I“ und „Hera II“ Boote mit insge-
samt fast 5.000 MigrantInnen an den Süd-
grenzen der EU aufgebracht und teilweise 
auf den afrikanischen Kontinent zurück 
verbracht worden. Zunehmend werden die 
Insassen dabei auch in Staaten transpor-
tiert, die sie nie passiert haben. So erklärt es 

Frattini als Erfolg, dass „[e]in italienisches 
und ein spanisches Schiff […] vor einigen 
Tagen bei einer Frontex-Operation im 
Atlantik ein Schiff gestoppt [haben], das 
unter nordkoreanischer Flagge mit georgi-
scher Besatzung und 350 illegalen Einwan-
derern aus Pakistan und Indien fuhr. Mit 
politischer Unterstützung Senegals und in 
Begleitung eines senegalesischen Bootes 
wird dieses Schiff nun in seinen Herkunfts-
hafen Conacry in Guinea geleitet.“5 Unklar 
ist weiterhin das Schicksal von 23 Reisen-
den der „Marine I“. Das Schiff wurde von 
den spanischen Behörden in internationa-
len Gewässern gestoppt und nach langen 
Verhandlungen Anfang Februar nach Mau-
retanien gebracht. In einem fensterlosen 
Hangar in Nouadhibou werden sie seit 
dem festgehalten - bewacht von spanischen 
Polizisten, die mit Militärflugzeugen trans-
portiert werden. Die spanische Regierung 
verhandelte mit den Herkunfts- und Dritt-
staaten über ihre Aufnahme. Ein Großteil 
wurde als Inder und Pakistaner identifi-
ziert und hat sich mittlerweile „freiwillig“ 
aber unter Polizeibegleitung zurückführen 
lassen. 35 Afrikaner wurden letztendlich 
auf die Kapverden ausgeflogen, von denen 
keiner von ihnen stammte.

Auch im Inland
Doch nicht nur an den Außengrenzen ist 

FRONTEX aktiv. Ihre Operation „Amazon 
II“ fand an den internationalen Flughäfen 
Frankfurt, Amsterdam, Barcelona, Lissa-
bon, Mailand, Madrid, Paris und Rom statt 
und richtete sich gegen Reisende aus Latein-
amerika. Auch wer mit korrekten Papie-
ren angekommen war, musste sich einem 
Verhör durch die internationalen Polizisten 
unterziehen und wurde bei Unstimmigkei-
ten festgesetzt oder zurückbefördert. Dies 
widerfuhr während der 17-tägigen Aktion 
insgesamt 2.161 Menschen.6 Beteiligt 
waren 29 Grenzschutzexperten aus sieben 
EU-Staaten, die in der Uniform ihrer 
jeweiligen Einheit exekutive Funktionen 
ausübten, sowie Beobachter aus vier weite-
ren Staaten.7 Grundlagen für diese Einsätze 
sind Lageanalysen, die in Kooperation mit 
nationalen Geheimdiensten und Europol 

angefertigt werden. Europol-Chef Max-
Peter Ratzel kündigte im Handelsblatt ein 
dauerhaftes Kooperationsabkommen mit 
der Grenzschutzagentur an.8 Wie Europol 
hat auch FRONTEX die Aufgabe, Infor-
mationen aus den Mitgliedsstaaten und 
Drittländern zu sammeln und auszuwer-
ten. Europol verfügt bislang jedoch über 
keine exekutiven Befugnisse, da der Ein-
satz internationaler Polizisten die Souve-
ränität der Einsatzländer beschneidet und 
deshalb nicht durchsetzbar war. Dafür hat 
die Behörde über die EU hinausreichende 
Kompetenzen, was die Informationsgewin-
nung, nicht nur über mutmaßliche Täter, 
sondern auch Kontaktpersonen und Opfer 
angeht. Ihr Datenbestand galt zunächst als 
„unantastbar“9 und ihre Mitarbeiter genie-
ßen strafrechtliche Immunität.10 FRON-
TEX hingegen führte exekutive Befugnisse 
zunächst auf hoher See und nur gegen 
Drittstaatsangehörige ein. Zurückgreifen 
konnte die Behörde dabei auf Erfahrun-
gen aus fünf gemeinsamen Manövern zur 
Grenzsicherung (Ulysses, Triton, Rio IV, 
Orca und Neptune) unter Beteiligung 
nationaler Zoll-, Gendarmerie und Poli-
zeieinheiten und unter Beobachtung von 
Europol, sowie auf die Erfahrungen, die 
im Rahmen des NATO-Einsatzes Active 
Endeavour gemacht wurden.11 Insbeson-
dere die deutsche Ratspräsidentschaft setzt 
sich gegenwärtig für eine neue Verordnung 
ein, wonach die Beamten, die im Rahmen 
der schnellen Eingreiftruppen (Rabit) ein-
gesetzt werden, grundsätzlich exekutive 
Funktionen ausüben können.12 

Ein Vorgeschmack auf die europäische 
Sicherheitsarchitektur

FRONTEX sei die Basis für einen gemein-
samen Grenzschutz, so Frattini.13 Doch 
FRONTEX ist mehr als das. Sie ist Teil der 
neuen europäischen Sicherheitsarchitektur 
und ebenso wie die militarisierte Außen-
politik schreitet deren Aufbau schneller 
voran, als der Aufbau politischer Institu-
tionen, die zu ihrer Kontrolle im Stande 
wären. FRONTEX wurde geschaffen durch 
eine Verordnung der Innenminister, also 
Teile der nationalen Exekutiven, die auf 
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EU-Ebene legislative Funktionen wahrneh-
men.14 Das EU-Parlament erhält lediglich 
„Berichte“ der Agentur und kann über das 
Budget eine eingeschränkte Kontrolle aus-
üben. Die nationalen Gerichte und Parla-
mente hingegen haben keine Kontrolle.

So können die Innenminister auf euro-
päischer Ebene Vorstellungen durchsetzen, 
die auf nationaler Ebene nicht realisierbar 
wären. Durch die Kooperation zwischen 
FRONTEX, Geheimdiensten und Europol 
werden nachrichtendienstliche und polizei-
liche Tätigkeiten koordiniert, die operative 
Arbeit erfolgt im Rückgriff auf militärisches 
Gerät und Gendarmerie-Einheiten. Dies 
wird durch die Notwendigkeit begründet, 
dass die Binnengrenzen abgeschafft wären, 
jedoch sollen auch an diesen die Sonderbe-
fugnisse für Beamte in FRONTEX-Einsät-
zen gelten. Folgt man der Definition der 
Bundespolizei, gehören zu den Binnengren-
zen auch die grenzüberschreitenden Trans-
portwege, Bahnstrecken und Straßen.15

Der Einsatz ausländischer Polizisten mit 
Exekutivfunktion ist dabei nicht nur ein 
Einschnitt in die abstrakte Souveränität 
des Einsatzlandes, sondern auch rein prak-
tisch ein Abbau an Bürgerrechten. Denn 
die kurzfristig aus dem Ausland eingesetz-
ten Beamten können nicht in ausreichen-
dem Maße über die jeweilige Rechtslage 
informiert sein, unterstehen einer über die 
Agentur sehr vermittelten politischen Kon-
trolle und bei Amtsmissbräuchen ist unklar, 
wer zuständig ist. Nicht zuletzt können die 
von Kontrolle und Aufgriff betroffenen Per-
sonen über keine ausreichenden Kenntnisse 
über die Befugnisse der Beamten verfügen, 
wer aber seine Rechte nicht kennt, kann sie 
auch nicht geltend machen. Dies wiederum 
öffnet Amtsmissbrauch Tür und Tor, insbe-
sondere, wenn die ausgeübte Gewalt sich 
gegen Menschen richtet, die aus der EU 

entfernt werden, ohne einen Richter oder 
Anwalt kontaktieren können.

Tatsächlich funktioniert die Abgabe von 
Souveränitätsrechten an FRONTEX und 
Europol noch lange nicht reibungslos, 
da nationale Vorbehalte bestehen. Nach 
Angaben des deutschen Innenministeriums 
wurde FRONTEX „insbesondere auf Initia-
tive Deutschlands […] eingerichtet“.16 Es 
nimmt nicht Wunder, dass sie vom heutigen 
Innenminister weiter vorangetrieben wird, 
der im Falle eines drohenden Terroran-
schlags den quasi-Verteidungsfall ausrufen 
und die Bundeswehr im Inneren einsetzen 
will. Auch FRONTEX lässt die Kompe-
tenzen des Innenministeriums wuchern 
und militarisiert die Innenpolitik in einem 
rechtlichen Umfeld, das weniger an Rechts-
staatlichkeit, denn an einen permanenten 
Ausnahmezustand erinnert.17 Durch die 
martialischen Rhetorik von FRONTEX 
und seiner „Frühjahrsoffensive“ gegen ille-
galisierte Migrationen und die geheimnis-
tuerischen Interviews des Exekutivdirektors 
Ilkka Laitinen, der seine Angestellten als 
„Agenten“ bezeichnet,18 wird dieser Aus-
nahmezustand auch auf sprachlicher Ebene 
zum Ausdruck gebracht.
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Die EU-Mitgliedsstaaten haben aus 
gutem Grund bis heute GALILEO als 
ziviles Projekt dargestellt. Die privaten 
Investoren (unter ihnen EADS, Telekom-
Tochter T-Systems, Deutsche Zentrum 
für Luft- und Raumfahrt (DLR), Bayeri-
sche Förderbank LfA u. a.) haben offen-
sichtlich jetzt das bisher geplante Projekt 
GALILEO in den Sand gesetzt. Dass nun 
die EU-Verkehrsminister, mit dem bun-
desdeutschen Minister Tiefensee an ihrer 
Spitze, die EU-Steuerzahler für das Projekt 
bluten lassen wollen, ist nicht einzusehen. 
Das läuft darauf hinaus, dass das Risiko 
durch die EU-Mitgliedstaaten, sprich die 
EU-Steuerzahler, getragen werden soll und 
die Gewinne aus dem GALILEO-Projekt 

aber weiterhin privaten Unternehmen zu 
gute kommen sollen. Das private Betrei-
berkonsortium mit EADS an der Spitze 
weigert sich die erhöhten Kosten zu über-
nehmen und will das gesamte Know How 
alleine vermarkten. Damit geriet das Pro-
jekt in die Krise. Jetzt soll die öffentliche 
Hand einspringen. Besonders problema-
tisch ist es, dass nun wieder die militäri-
sche Nutzung von GALILEO diskutiert 
wird. Davon versprechen sich die Befür-
worter eine bessere Finanzierung. Welchen 
Sinn hat ein weiteres zivil-militärisches 
Satellitensystem, neben dem kostenlosen 
GPS, das statt von den USA von der EU 
betrieben wird? Schon heute wird das Pro-
jekt GALILEO schleichend immer mehr 

mit militärischen Anwendungen geplant. 
GALILEO soll offensichtlich ein weite-
rer Mosaikstein sein beim Aufbau einer 
eigenständigen EU-Militärmacht mit 
eigenständigen EU-Militärstrukturen wie 
den EU Battle Groups und der Europä-
ischen Rüstungsagentur, nun eben auch 
im Bereich der Satellitenkommunikation. 
Von Anfang an bestand die Lebenslüge 
GALILEOs darin, dass es angeblich rein 
zivilen Charakter hätte. Dadurch wollte 
man Akzeptanz für das Projekt erreichen.

Es ist nicht tragbar, dass die Militarisie-
rung von GALILEO nun auch noch mit 
öffentlichen Mitteln gefördert werden soll. 
Das verstößt zudem de facto auch gegen 
die geltenden EU-Verträge. T.Pflüger

Kein öffentliches Geld für militärisches GALILEO-Projekt 


